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ERFOLGREICHE VERFASSUNGSBESCHWERDE

Bußgeldverfahren: Betroffene müssen Zugang zu außerhalb 
der Bußgeldakte befindlichen Informationen erhalten
|  Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat einer Verfassungsbeschwerde stattgegeben, 
die den Zugang des Betroffenen im Bußgeldverfahren wegen Geschwindigkeitsüberschrei-
tung zu Informationen betrifft, die nicht Teil der Bußgeldakte waren. Die Entscheidung hat 
weitreichende Konsequenzen.  |

Das wollte der Betroffene
Der Betroffene begehrte zunächst im Rahmen des behördlichen Bußgeldverfahrens wegen  
einer Geschwindigkeitsüberschreitung erfolglos Zugang zu Informationen, u. a. der Lebensakte 
des verwendeten Messgeräts, dem Eichschein und den sogenannten Rohmessdaten, die sich 
nicht in der Bußgeldakte befanden. Sein gegen den anschließend erlassenen Bußgeldbescheid 
eingelegter Einspruch blieb erfolglos. Das BVerfG: Dies verletzte den Betroffenen in seinem 
Recht auf ein faires Verfahren.

So argumentierte das BVerfG
Von Verfassungs wegen ist nicht zu beanstanden, dass die Fachgerichte von einer reduzierten 
Sachverhaltsaufklärungs- und Darlegungspflicht im Fall eines standardisierten Messverfah-
rens ausgegangen sind. Bei diesen Messverfahren sind geringere Anforderungen an die  
Beweisführung und die Urteilsfeststellungen der Fachgerichte zu stellen. Bestehen keine  
Bedenken gegen die Richtigkeit des Messergebnisses, genügt deshalb zum Nachweis eines  
Geschwindigkeitsverstoßes grundsätzlich die Mitteilung des eingesetzten Messverfahrens, der 
ermittelten Geschwindigkeit nach Abzug der Toleranz und des berücksichtigten Toleranzwerts. 
Bei standardisierten Messverfahren sind daher im Regelfall – ohne konkrete Anhaltspunkte für 
eventuelle Messfehler – die Feststellungs- und Darlegungspflichten des Tatgerichts reduziert. 

Dem Betroffenen bleibt aber die Möglichkeit, das Tatgericht auf Zweifel aufmerksam zu machen 
und einen entsprechenden Beweisantrag zu stellen. Hierfür muss er konkrete Anhaltspunkte 
für technische Fehlfunktionen des Messgerätes vortragen. Die bloße Behauptung, die Messung 
sei fehlerhaft, begründet für das Gericht keine Pflicht zur Aufklärung.

Aus dem Recht auf ein faires Verfahren folgt aber auch im Ordnungswidrigkeitenverfahren das 
Recht, Kenntnis von solchen Inhalten zu erlangen, die zum Zweck der Ermittlung entstanden 
sind, aber nicht zur Akte genommen wurden. Wenn der Betroffene Zugang zu Informationen 
begehrt, die sich außerhalb der Gerichtsakte befinden, um sich Gewissheit über Tatsachen zu 
verschaffen, die seiner Entlastung dienen, ist ihm dieser Zugang grundsätzlich zu gewähren. 
Dies bedeutet allerdings nicht, dass das Recht auf Zugang zu den außerhalb der Akte befind
lichen Informationen unbegrenzt gilt.

Verhältnismäßigkeit muss gegeben sein
Gerade im Bereich massenhaft vorkommender Ordnungswidrigkeiten ist in Hinblick auf die 
Funktionstüchtigkeit der Rechtspflege eine sachgerechte Eingrenzung des Informations
zugangs geboten. Die begehrten, hinreichend konkret benannten Informationen müssen  
deshalb zum einen in einem sachlichen und zeitlichen Zusammenhang mit dem jeweiligen  
Ordnungswidrigkeitenvorwurf stehen und zum anderen eine Relevanz für die Verteidigung  
aufweisen, um eine uferlose Ausforschung, erhebliche Verfahrensverzögerungen und Rechts-
missbrauch zu verhindern. Insofern ist maßgeblich auf die Perspektive des Betroffenen bzw. 
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seines Verteidigers abzustellen. Entscheidend ist, ob dieser eine Information für die Beurtei­
lung des Ordnungswidrigkeitenvorwurfs für bedeutsam halten darf.

Versäumnisse der Fachgerichte
Das BVerfG beanstandete hier, die Fachgerichte hätten bereits verkannt, dass aus dem Recht 
auf ein faires Verfahren grundsätzlich ein Anspruch auf Zugang zu den nicht bei der Bußgeld­
akte befindlichen, aber bei der Bußgeldbehörde vorhandenen Informationen folgt. 

Entgegen der Annahme der Fachgerichte kam es dem Betroffenen insbesondere nicht auf die 
Erweiterung des Aktenbestands oder der gerichtlichen Aufklärungspflicht an. Vielmehr ging es 
ihm um die Möglichkeit einer eigenständigen Überprüfung des Messvorgangs, um – gegebenen­
falls – bei Anhaltspunkten für die Fehlerhaftigkeit des Messergebnisses die Annahme des  
standardisierten Messverfahrens erschüttern zu können.

QUELLE  |  BVerfG, Beschluss vom 12.11.2020, 2 BvR 1616/18

KEINE UNZUMUTBARE HÄRTE

Fahrerlaubnis darf auch während der Corona-Pandemie 
entzogen werden
|  Das Verwaltungsgericht (VG) Koblenz hat in einem Eilverfahren entschieden: Der Entzug der 
Fahrerlaubnis begründet auch dann keine unzumutbare Härte, wenn der Betroffene wegen 
der Corona-Pandemie besonders auf das Führen eines Kraftfahrzeuges angewiesen ist.  |

„Punkte-Konto“ war voll
Nach dem Gesetz gilt der Inhaber einer Fahrerlaubnis u. a. dann als ungeeignet zum Führen von 
Kraftfahrzeugen, wenn sich nach dem Fahreignungs-Bewertungssystem ein Stand von acht 
oder mehr Punkten ergibt und die Fahrerlaubnis ist zu entziehen. Da dies bei dem Antragsteller 
der Fall war, entzog ihm die zuständige Fahrerlaubnisbehörde seine Fahrerlaubnis. Das hier­
gegen angestrengte Eilverfahren, mit dem er u. a. geltend machte, er müsse seine Tochter mit 
dem Auto zur Schule bringen und Versorgungsfahrten für seine Eltern durchführen, die wegen 
der Corona-Pandemie außer ihm niemanden mehr in ihr Haus ließen, blieb ohne Erfolg.

Keine unzumutbare Härte in der Pandemie-Situation
Negative Auswirkungen, wie sie der Antragsteller geltend mache, seien vom Gesetzgeber bei 
der Schaffung der einschlägigen Bestimmungen bedacht, aber zum Schutze anderer Verkehrs­
teilnehmer hingenommen worden. Sie führten deswegen regelmäßig auch nicht zu einer unzu­
mutbaren Härte. Ungeeignete Kraftfahrer, so das VG, gefährdeten das Leben und die körper­
liche Unversehrtheit der übrigen Verkehrsteilnehmer. Das gelte auch während der Corona- 
Krise.

Gegen diese Entscheidung steht den Beteiligten die Beschwerde zum Oberverwaltungsgericht 
(OVG) Rheinland-Pfalz zu.

QUELLE  |  VG Koblenz, Beschluss vom 1.12.2020, 4 L 1078/20.KO
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„Gekauft wie gesehen“ gilt nicht bei Arglist
|  Die Klage auf Rückabwicklung eines Kaufvertrags über einen gebrauchten Pkw wegen arg­
listiger Täuschung des Käufers hatte vor dem Landgericht (LG) Coburg überwiegend Erfolg. 
Nur für die zwischenzeitlich gefahrenen Kilometer musste der Kläger Abzüge hinnehmen.  |

Sachverhalt

Der Kläger hatte im Jahr 2018 vom Beklagten einen damals sieben Jahre alten Pkw mit einer 
Laufleistung von 122.000 km zum Preis von 10.500 Euro gekauft und hierbei auch einen Gewähr­
leistungsausschluss vereinbart. Zugleich hatte der beklagte Verkäufer dem Kläger jedoch  
zugesichert, dass das Fahrzeug keinen Unfallschaden erlitten habe, solange es im Eigentum 
des Beklagten war und dass mit Ausnahme eines Schadens an der Frontstoßstange keine  
weiteren Beschädigungen vorlägen. In der Folgezeit wurde der Pkw nach einem Unfall des  
Klägers begutachtet. Dabei wurden verschiedene unreparierte und auch reparierte Vorschäden 
festgestellt. Tatsächlich war das Fahrzeug nämlich schon vor dessen Erwerb durch den  
Beklagten, dem späteren Verkäufer, bei einem Unfall beschädigt worden und musste für mehr 
als 5.000 Euro repariert werden.

Daraufhin focht der Kläger den Kaufvertrag an und verlangte die Rückzahlung des Kaufpreises. 
Er behauptete, der Verkäufer habe das Fahrzeug von seinem Bruder gekauft und sei in dem ihn 
betreffenden Kaufvertrag auf einen reparierten Unfallschaden hingewiesen worden. Der  
Beklagte berief sich darauf, die Unfallfreiheit des Fahrzeuges nur für die Zeit seines Besitzes 
zugesichert zu haben. Zu der Frage, ob der Beklagte von dem Unfall des Fahrzeugs während der 
Besitzzeit seines Bruders wusste, machte der Beklagte teilweise widersprüchliche Angaben. 
Außerdem sei der Schaden repariert worden und der Kläger hätte ausreichend Gelegenheit zur 
Besichtigung des Pkw vor dem Kauf gehabt. Eine arglistige Täuschung durch das Verschweigen 
des Unfallschadens stritt der beklagte Verkäufer ab.

Landgericht erkennt arglistige Täuschung
Das LG sah im Verhalten des Beklagten eine arglistige Täuschung und gab der KIage über­
wiegend statt. Danach besteht für den Verkäufer eines gebrauchten Kraftfahrzeugs die  
Verpflichtung, den potenziellen Käufer auch ungefragt auf bekannte Mängel oder frühere  
Unfallschäden hinzuweisen, selbst dann, wenn der Schaden bereits fachgerecht repariert  
wurde. Eine Ausnahme gilt nur für sogenannte Bagatellschäden, also ganz geringfügige äußere 
Schäden, beispielsweise im Lack. Angesichts der Reparaturkosten von mehr als 5.000 Euro 
liegt eine solche Ausnahme hier jedoch nicht vor, sodass eine Aufklärung des Klägers über  
diesen Unfallschaden auch geboten war.

Weil dem Beklagten aber dieser frühere Unfallschaden tatsächlich bekannt war, handelte er 
nach der Entscheidung des LG auch arglistig, als er den Käufer nicht darüber informierte. Dafür 
ist es ausreichend, dass es der Verkäufer zumindest billigend in Kauf nimmt, dass der Käufer 
bei wahrheitsgemäßer Information den Vertrag nicht oder jedenfalls nicht mit diesem Inhalt 
oder zu diesem Preis geschlossen hätte. Die Vertragsanfechtung des Klägers war damit wirk­
sam und der Kaufvertrag war rückgängig zu machen.

Der beklagte Verkäufer musste deshalb das Fahrzeug zurücknehmen und den Kaufpreis an den 
Kläger zurückzahlen. Hierbei war jedoch ein Abzug für die vom Kläger zwischenzeitlich gefah­
renen fast 20.000 Kilometer im Wege des sogenannten „Vorteilsausgleichs“ vorzunehmen, ein 
Betrag von knapp 2.700 Euro. Außerdem wurde der Beklagte zur Zahlung von Zinsen und  
Rechtsanwaltskosten des Klägers verurteilt.

QUELLE  |  LG Coburg, Urteil vom 24.9.2020, 15 O 68/19


